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Modifizierte Ausfallbürgschaft 
 
Die Stadt Leverkusen               - im Folgenden Bürge genannt - 
 
übernimmt gemäß Beschluss des Rates der Stadt Leverkusen vom 07.04.2025 (Vorlage Nr. 
2025/3255) die modifizierte Ausfallbürgschaft zur Sicherung aller bestehenden und künftigen, auch 
bedingten oder befristeten Ansprüche, die der 
 
 
Sparkasse Leverkusen         - im Folgenden Darlehensgeber genannt - 
Friedrich-Ebert-Str. 39, 51373 Leverkusen 
 
aus der Gewährung eines Darlehens i.H.v. 14.700.000,00 EUR (in Worten: vierzehn Millionen 
siebenhunderttausend Euro) mit der Nr. xxx 
 
in Höhe von 11.760.000,00 EUR 
(in Worten: elf Millionen siebenhundertsechzigtausend Euro)  
 
gegen die 
 
Stadtteilentwicklungs- und Projektgesellschaft      - im Folgenden Darlehensgeber genannt -
Wiesdorf/Manfort mbH (SEPG) 
Friedrich-Ebert-Platz 5, 51373 Leverkusen 
 
 
gemäß der beigefügten Darlehensvertragsfassung zustehen oder noch zustehen werden. 
  
Klarstellungshalber wird hier festgehalten, dass die Bürgschaft das Darlehen sichert und bis auf den 
Zeitpunkt, in dem die Darlehensschuld beglichen ist resp. keine sonstigen Ansprüche aus dem 
Darlehensverhältnis bestehen, befristet ist.  
 
 
Für die Übernahme der Bürgschaft gelten die nachstehenden Bedingungen: 
 
1. Die Bürgschaft dient zur Sicherung aller Forderungen des Darlehensgebers (Darlehensbetrag, 

vereinbarte Zinsen, Verzugszinsen sowie alle Nebenkosten und eine ggf. geschuldete 
Vorfälligkeitsentschädigung) gegen den Darlehensnehmer aus dem befristeten Sparkassen-
Kredit Konto-Nr. xxx  in Höhe von 14.700.000,00 EUR (in Worten: vierzehn Millionen 
siebenhunderttausend Euro). Die Bürgschaft reduziert sich um jeweils 80% der geleisteten 
Tilgungsbeträge. Im Falle einer Kreditprolongation bleibt die Bürgschaft in Höhe von maximal 
80% der Darlehensrestvaluta bestehen. 
 
Verluste sind anteilig in der gleichen Weise vom Kreditgeber und vom Bürgen zu tragen. 
Etwaige Netto-Verwertungserlöse, die von der Verwertung von durch den Kreditnehmer 
gestellten Sicherheiten herrühren, sind anteilig zur Deckung der Verluste des Kreditgebers und 
des Bürgen zu verwenden. 

 
2. Erklärungen des Darlehensgebers, die sich auf die Bürgschaft beziehen, sind dem Bürgen 

schriftlich mitzuteilen. Mündliche Mitteilungen sind nicht rechtswirksam. Der Darlehensgeber ist 
ferner verpflichtet, für den Fall, dass der Darlehensnehmer mit Zins-, Tilgungs- oder anderen 
Leistungen in Verzug gerät, dies und die Höhe der Rückstände innerhalb von sechs Monaten 
nach Fälligkeit dem Bürgen mitzuteilen. 

 
3. Der Ausfall in Höhe der noch nicht getilgten verbürgten Forderungen gilt als festgestellt, 

 
a. wenn und soweit die Zahlungsunfähigkeit des Darlehensnehmers durch 

Zahlungseinstellung, Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder durch Abgabe der 
eidesstattlichen Versicherung oder auf sonstige Weise erwiesen ist und nennenswerte 
Eingänge aus der Verwertung von Sicherheiten, die nach Maßgabe des mit dem 
Darlehensnehmer abgeschlossenen Darlehensvertrages gestellt werden, nicht oder nicht 
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mehr zu erwarten sind; zu den Sicherheiten, die vor Feststellung des Ausfalls zu verwerten 
sind, gehören auch etwaige weitere für den Kredit gegebenen Bürgschaften oder 

 
b. wenn ein fälliger Zins- und Tilgungsbetrag in Höhe einer Monatsrate trotz schriftlicher 

Zahlungsaufforderung spätestens sechs Monate nach Fälligkeit nicht eingegangen ist. In 
diesem Fall ist eine Vorausklage entbehrlich. 

 
4. Die Inanspruchnahme des Bürgen kann frühestens dann erfolgen, wenn der Bürge mindestens 

seit 90 Tagen durch den Darlehensgeber Kenntnis davon hat, dass der Eintritt der Feststellung 
des Ausfalltatbestandes droht. 

 
5. Der Darlehensnehmer hat den Bürgen unverzüglich zu informieren, wenn sich abzeichnet, dass 

ein Zahlungsausfall droht. 
 
6. Der Darlehensnehmer hat dem Bürgen eine jährliche Avalprovision in Höhe von 1,5 % der 

Bürgschaftssumme zu zahlen. Die Zahlungen sind jeweils zum 15.12.des Jahres fällig.  
 
7. Im Hinblick auf die Subsidiarität der Bürgenhaftung erfolgt kein Verzicht auf die Einreden der §§ 

770, 771 BGB. 
 
8. Falls der Bürge Zahlungen leistet, gehen die Rechte des Darlehensgebers gegen den 

Darlehensnehmer dann auf ihn über, wenn der Darlehensgeber wegen aller seiner Ansprüche 
gegen diesen volle Befriedigung erlangt hat. Bis dahin gelten Zahlungen nur als Sicherheit. 

 
9. Die Bürgschaft gilt zusätzlich zu etwaigen weiteren von dem Bürgen übernommenen 

Bürgschaften. Haben sich mehrere Bürgen in gesonderten Bürgschaftsurkunden für dieselben 
Verbindlichkeiten des Darlehensnehmers verbürgt, haftet jeder einzelne Bürge – im Verhältnis 
zum Darlehensgeber unter Ausschluss eines Gesamtschuldnerverhältnisses - ungeachtet 
etwaiger Zahlungen eines anderen Bürgen auf den vollen Betrag der von ihm übernommenen 
Bürgschaft, und zwar solange, bis alle von ihm verbürgten Ansprüche des Darlehensgebers 
vollständig erfüllt sind. Haben sich mehrere Bürgen in dieser Urkunde verbürgt, haften sie 
gegenüber dem Darlehensgeber als Gesamtschuldner. Der Bürge wird von seiner 
Bürgschaftsverpflichtung nicht frei, wenn der Darlehensgeber andere Bürgen aus der Haftung 
entlässt. Ausgleichsansprüche des in Anspruch genommenen Bürgen gegen die anderen 
Bürgen werden durch die vorstehenden Regelungen nicht berührt. 

 
10. Die Bürgschaft wird durch einen Wechsel in der Inhaberschaft der Firma des Darlehensnehmers 

sowie durch eine Änderung der Rechtsform dieser Firma nicht berührt. 
 
11. Erfüllungsort und Gerichtsstand für Klagen aus der Bürgschaft ist Leverkusen. 
 
12. Ergänzend gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) des Darlehensgebers. Auf 

Wunsch wird dem Bürgen ein Exemplar der AGB übersandt. 
 
13. Änderungen dieser Bürgschaft bedürfen der Schriftform.  
 
14. Sollten Bestimmungen des Bürgschaftsvertrages ganz oder teilweise nicht rechtswirksam oder 

nicht durchführbar sein oder werden, so bleiben die übrigen Bestimmungen dieses 
Bürgschaftsvertrages wirksam. Der Darlehensgeber und der Bürge werden anstelle der 
rechtsunwirksamen bzw. nicht durchführbaren Bestimmung eine rechtswirksame bzw. 
durchführbare Regelung vereinbaren, die unter Berücksichtigung des übrigen Inhalts dieses 
Bürgschaftsvertrages dem wirtschaftlichen Sinn und Zweck dieses Bürgschaftsvertrages am 
nächsten kommt. Entsprechendes gilt im Falle einer ergänzungsbedürftigen Lücke. Es ist der 
ausdrückliche Wille der Parteien, dass diese Regelung keine bloße Beweislastumkehr zur Folge 
hat, sondern § 139 BGB insgesamt abbedungen ist. 

 
15. Der Bürge ist verpflichtet, dem Darlehensgeber auf Verlangen jederzeit alle gewünschten 

Auskünfte über seine finanzielle Lage zu erteilen und alle erforderlichen Unterlagen zur 
Verfügung zu stellen, damit er sich ein klares zeitnahes Bild über seine wirtschaftliche Lage 
machen sowie die Anforderungen der Bankenaufsicht erfüllen kann. 
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16. Der Bürge erklärt, dass die für diese Bürgschaft erforderlichen kommunal-, 

kommunalaufsichtsrechtlichen, kommunalhaushaltsrechtlichen und sonstigen 
Voraussetzungen und Genehmigungen und / oder Zustimmungen vorliegen bzw. erfüllt sind. 
Entsprechende Beschlüsse bzw. Genehmigungen sind beigefügt. 

 
17. Die Verpflichtungen aus der Bürgschaft enden, wenn die Forderungen aus dem 

Darlehensvertrag erlischt sind oder mit Rückgabe der Bürgschaftsurkunde an den Bürgen. Sie 
kann in Textform unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen für die Zukunft in der Weise 
gekündigt werden, dass sie mit Wirksamwerden der Kündigung auf die zu diesem Zeitpunkt 
begründeten Forderungen sowie etwa noch entstehender Forderungen aus den bereits 
zugesagten Krediten oder Darlehen beschränkt ist. Der Bürge wird auf sein Verlangen aus der 
Bürgenhaftung frei, wenn mit Wirksamwerden der Kündigung folgende Voraussetzungen 
vorliegen: 
 
- der Darlehensnehmer hat dem Darlehensgeber eine gleichwertige Ersatzsicherheit bestellt 

oder 
- der Bürge hat dem Darlehensgeber anstelle der Bürgschaft eine andere gleichwertige 

Sicherheit bestellt, hierbei darf jedoch keine Verschlechterung der Stellung des 
Darlehensnehmers in Verhältnis mit dem hiesigen Kreditvertrag und der in Ziffer 6 
genannten wirtschaftlichen Konditionen einhergehen. 

 
 
Leverkusen, den  
 
Stadt Leverkusen 
 
Der Oberbürgermeister 
 
     In Vertretung 
 
 
 
____________________  ____________________ 
Uwe Richrath     Andrea Deppe 
     (Beigeordnete) 
 
(Siegel) 
 
 
 
Leverkusen, den 
 
Sparkasse Leverkusen 
 
 
 
____________________  ____________________ 
 
 
 
Leverkusen, den 
 
Stadtteilentwicklungs- und Projektgesellschaft Wiesdorf/Manfort mbH (SEPG) 
 
 
 
___________________   
Björn Krischick    
(Geschäftsführer)     


